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In dem Rechtsstreit

Verkündét.

am 18„ Juli 1962

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

\ -|v.':I

hat der 1 Senat des Bundessozialgerichts auf die münda

liche Verhandlung vom 18. Juli 1962, an der mitgewirkt

für Reöht erkannt:

Die ReVision des Klägers gegen das Urteil des Schleswig—

Holsteinischen Landesscz1alger10ht; vem 21° Juni 1961

wird zurückgewiesen.

Kosten sind nicht zu
erstatten. .l„

Von ReChté wegen.”

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Der Rechtsstreit wird um die Frage geführt, ob.ehemalige
Gerichtsreferendare, die nach dem Inkrafttreten

der Nach—

versicherungsvorschriften des Angestelltenversicherungs—

Neuregelungsgesetzes (AnVNGS
vom 25, Februar 1957 aus dem

Vorbereitungsdienst und zugleich aus dem Staatsdienst des

Landes Schleswig—Holstein ausgeschieden sind, auch für die

Zeit vor dem Inkrafttreten dieser Vorschriften (l‚ März 1957)

nachversichert werden müssen oder nicht°

Der Kläger war von Oktober 1953 bis Juni‘l958 im Land Schlesw
wig«Holstéin (Bereich der ehemals britischen Zone) Gerichts-
.referendar im Beamtenverhältnis. Er bezog von Mitte 1954 an

laufend Unterhaltszuschuß. Beiträge zur Rentenversichérung

wurden für ihn nicht entrichtet° Das Land Schleswig-Holstein

hatte damals weder für_den’Kläger noch für die Widerrufsbe—

‘ amten allgemein eine Entscheidung über die Versicherungsfrei«

heit nach @@ 172 Abs„ 2, 169 Abs° 2 der Reichsversicherungs—

ordnung (RVG) getroffen° Der Kläger schied aus dem Staats—

dienst ohne Versorgung aus° Er wurde für die Zeit von März

1957 an nachversichert° Die Beklagte lehnt eine Nachversichew

rung für die Zeit bis Februar 1957 ab. Dagegen wendet sich

der Kläger° Beide Vorinstanzen bestätigten die Rechtsansicht

der Beklagten° Das Lande$sozialgericht (LSG) ließ die Revi—

sion zu° ’ ‘

Der Kläger legte Revision ein und beantragte, die Urteile

der Vorinstanzen aufzuheben und die Beklagte zu vérpflich—

ten, seine Nachvérsicherung auch für die Zeit von Oktober

1953 bis Februar 1957 durchzuführen. Er rügte eine unrich—

tige Anwendung des Art° 2 5 4 AnVNG durch das Berufungsge—

richt°

Die Beklagte beantragte, die Revision zurückzuweisen°

Das - beigeladene — Land Schleswig—Holstein stellte keine

Anträge. ‘2 ’ "

Die Revision
ist

zulässig, aber unbegründet°
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Die Beklagte wäre zur Durchführung der Nachversicherung
auch für die Zeit des Vorbereitungsdienstes vor März 1957

verpflichtet, wenn u°a„ der Kläger in dieser Zeit nach
Vorschriften versicherungsfrei gewesen wäre, die den heu—

tigen in 9 6 Abs° 1 Nr„ 2 bis 6 und 5 8 des Angestellten-
versicherungsgesetzes (AVG) nF sinngemäß entsprechen;

dabei kämees nicht darauf an, ob der Kläger Entgelt be—
zogen oder Vielleicht sogar die damalige Versicherungs—
pflichtgrenze überschritten hat (Art° 2 $ & Abs° l AnVNG).

Der Kläger war jedoch vor März 1957 nach keiner Vorschrift,

die den genannten sinngemäß entspricht, versicherungsfrei;

auch ist Art° 2 © 4 Abs° 2 AnVNG, der Nachversicherungen

für ahdersliegende Sachverhalte regelt, nicht zu
seinen

Gunsten anwendbaro Er hat deshalb, wie schon die Vorinstan-

zen entschieden haben„ keinen Anspruch auf die weiterge-

hende Nachversicherung„

Der Kläger war ursprünglich versicherungsfrei, weil er als

Gerichtsreferendar zu den Personen gehörte, die während

ihrer wissenschaftlichen Ausbildung für den zukünftigen

Beruf in Schleswig—Holstein nicht in der Krankenversiche—

rung und damit auch nicht in der Rentenversicherung versi—

cherungspflichtig waren (@ l Abs° 2 AVG aF, % 172 Abs„ 1

Nr° 5 EVO; BSG 11, 278). Der früheren Regelung, wonach

Personen, die zu oder während ihrer wissenschaftlichen Ause_

bildung für den zukünftigen Beruf in der Rentenversicherung

versicherungsfrei blieben, entspricht keine der Vorschriften,

die in Art° 2 5 4 Abs„ 1 AnVNG aufgeführt sind° Aus der Zugee

hörigkeit zu dieser Personengruppe kann deshalb — wie auch

schon nach früherem Recht (@ l Abs° 6 AVG aF, @ l2h2 a RVG
aF) ; kein Anspruch auf eine Nachversicherung hergeleitet

werden;

Der Kläger war nicht etwa versicherungsfrei, weil er während

des Vorbereitungsdienstes Beamter eines Landes war und ledig—

Älich für seinen Beruf ausgebildet wurde (5 l Abs° 2 AVG aF,

@ 172 Abs° 1 Nr„ 1 EVO)„ Dafür wäre es erforderlich gewesen,

- 4 _
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daß die zuständige oberste Verwaltungsbehörde des Landes
durch eine ausdrückliche Entscheidung das Vorliegen der
Voraussetzungen zur Versicherungsfreiheit bestätigt hätte

(@@172 Abs. 2, 169 Abs. 2 EVO). Die Erfüllung des Tatbe-

standes von s 172 Abs. 1 Nr. 1 EVOführt allein die Ver-
sicherungsfreiheit nicht herbei. Die Prüfung und Entschei—

dung der dienstrechtlichen Vortragen dieser Vorschrift

ist besonderen Verwaltungsbehörden zugewiesen worden. Die

Versicherungsfreiheit in der Sozialversicherung folgt dem

Ausspruch dieser Behörden. Nur wenn eine solche Entschei—
dung vorgelegen hätte, wäre die Beschäftigung des Klägers

als Gerichtsreferendar auch nach 5 172 Abs. 1 Nr. 1 EVO
versicherungsfrei gewesen (BSG aaO). Nach den Feststellun—

gen des Berufungsgerichts, an die das Revisionsgericht

gebunden ist (5 165 Sozialgerichtsgesetz -SGG—)‚ ist aber
keine solche Ent5cheidung des zuständigen Ministeriums

ergangen. Mangels einer Entscheidung dieser Art bestand

beim Kläger keine versicherungsfreiheit nach 5 172 Abs. 1

Nr. 1 RVG. Diese Vorschrift ist zwar inhaltlich der in

© 6 Abs. 1 Nr. 2 AVG nF, auf die Art. 2 5 4 Abs. 1 AnVNG

hinweist, vergleichbar, doch war der Kläger bis Februar

1957 tatsächlich nicht aufgrund dieser Vorschrift versiche-
rungsfrei. Er erfüllt somit eine der wesentlichen Voraus—

setzungen, die in Art. 2 © 4 Abs. 1 AnVNG für die Nachver-

sicherung aufgestellt sind, nicht. Bei dieser Sach— und

Rechtslage kommt es, weil der Freistellungsgrund aus @ 172

Abs. 1 Nr. 1 BVD für den Kläger nie gegeben war, nicht auf

ein etwaiges_■angverhältnis zwischen den Bestimmungen in

5 172Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 5 BVGan (vgl. dazuBSGaaO).
Beide

Bestimmungen
müssen aber rechtlich auseinanderge-

halten werden. Das hat der Kläger in seiner Revisionsbe—

gründung nicht getan. Er kommt zu einem für ihn günstigen

Schluß, weil er die Vorschriften in @172 Abs. 1 Nr. 1
und Nr. 5 RVO gedanklich vereinigt und sie zusammengefaßt

mit 5 6 Abs.}1 Nr. 2 AVGnF vergleicht. Dasist nicht
5
5richtig. @
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Der Senat hat bereits anläßlich seiner früheren Entschei-

dung klargestellt, daß es nicht gegen den Grundsatz der

.
Gleichbehandlung (Art. } Abs° 1 Grundgesetz) verstößt, wenn
für eine Nachversicherung nur die Referendare in Betracht

kommen, die nach dem Inkrafttreten des AnVNG aus dem Staats;

dienst ausgeschieden sind. Nach seiner Ansicht verletzt es

auch den Gleichheitssatz nicht, wenn der Vorbereitungsdienst

dieser — überhaupt nachzuversicherhden
— Referendare entwe—

der ganz oder nur zu einem Teil nachversichert wird, Je

nachdem, ob_der Vorberéitungsdienst
ganz oder nur zu einem

Teil nach dem gesetzlichen Stichtag (l‚ März 1957) liegt.

Der Vorbereitungsdienst wird gleichbehandelt, denn er von
einem bestimmten Tag an der'Nachversicherung unterliegt°

Es ist nicht notwendig, wie der Kläger meint, daß alle

Referendare, deren Naehversicherungsfall nach dem Inkraft—

treten der Neuregelung liegt, einen Anspruch auf die Nach—

versicherung der gesamten Referendarzeit haben müssen. Der

Gesetzgeber ist berechtigt, bei Neuregelungen Stichtage

allgemein festzulegen, es sei denn, die durch einen Stich-

tag entstehende unterschiedliche Behandlung_bestimmter
Sachverhalte müßte als Willkür erscheinen° Dafür, daß dies

bei der in diesem Rechtsstreit umstrittenen Regelung so

sein könnte, ist nichts vorgebracht oder ersichtlich. Auch

sonst ist keine Grundgesetznidrigkeit erkennbar° Es kommt

auch nicht, wie der Kläger annimmt, in den einzelnen Bun—

desiänderh zu einer unterschiedlichen Behandlung der Refe—

rendare hinsichtlich ihrer Nachversicherung, nämlich je

nachdem ob eine Entscheidung der zuständigen Verwaltungs—'

behörden nach @ 172 Abs° 2 EVO ergangen ist oder nicht,

und dadurch zu einer - nach der Ansicht des Klägers —
grundgesetz:idrigen Ungleichheit Abgesehen daVOn, daß

eine Solche Ungleichheth ihre Ursache in dem freien Recht
‘der Länder hätte, selbst zu bestimmen, ob und in welchem

Umfang sie von den Möglichkeiten des 5 172 Abs° 2 EVO Ge—
brauch machen wollen,

und deshalb n1cht grundgesetzwidrig

sein dürfte, entsteht selbst be:1mVorliegen einer Entschei—
} 3
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dung nach $ 172 Abs. 2 BVG kein Anspruch der Referendare auf
Nachversicherung für Zeiten vor März 1957 (BSG aaO und Urteil

vom 18„7°1962 -.1 RA 509/61)‚ '

Es mag zwar sein, daß dem Gesetzgeber eine Lösung vorgeschwebi

hat, wonach beim Ausscheiden eines Referendars nach Februar

1957 die gesamte Zeit des Vorbereitungsdienstes einheitlich

zu behandeln und nachzuversiéhern wäre (vgl. Schreiben des

BMA vom 1}„A„1959 - BAB1 1959 S. 364, A III 3). Dem steht

jedoch die in Art° 2 5 4 Abs° l AnVNG gewählte Fassung des
Gesetzes entgegen; sie erlaubt ein solches Ergebnis nicht°

Das Ürteil des LSG ist also richtig und muß bestätigt wer-

den (@@170 Abs° l, 193 SGG)„
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